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Bieterinformation 4 vom 19.09.2014 
 
zum Vergabeverfahren „Berliner Zentraleinrichtung F ördermanagement“ 
(veröffentlicht im Supplement zum Amtsblatt der EU am 09.08.2014, Nr. 2014/S 152-
273391) 
 
 
 
 
Bieterfragen zu A. Teil I: Angebotsaufforderung / B ewerbungsbedingungen  

 
1.Teil I 7.10 b) aa) Teilziffer III 

Unter Nr. 2. wird die „Beschreibung des vorgesehenen Informationsaustausches mit 
Beteiligten, z.B. Bezirksämtern, der Agentur für Arbeit, Maßnahmenträgern, Jobcen-
tern, örtlichen Betrieben, …“ gefordert. 

Frage:  Was ist unter Informationsaustausch in Hinblick auf die Umsetzung des Auf-
trags zu verstehen? 

Antwort: Der regelmäßige Informationsaustausch mit den beispielhaft aufge-
führten, an den ESF-Projekten Beteiligten ist eine wichtige Voraussetzung zur 
Auftragserfüllung. Im Angebot ist darzustellen, was  der Auftraggeber zur nähe-
ren Ausgestaltung dieses Informationsaustausches zu  tun gedenkt und auf 
welche ggf. schon vorhandenen Kooperationsbeziehung en er dabei zurück-
greifen kann. Zielsetzung ist die schnelle und reib ungslose Umsetzung des 
Auftrags, für die regelmäßiger Informationsaustausc h erforderlich ist. 

 
 
 

Bieterfragen zu A. Teil III: Leistungsbeschreibung 
 
 

1. Teil III, IV. 1. Absatz 
 
„Die Zentraleinrichtung hält die erforderliche Infrastruktur vor, um die Umsetzung der 
Einzelaufträge während der Laufzeit der Rahmenvereinbarung zu gewährleisten. 
Hierfür erhält die Zentraleinrichtung eine monatliche Grundpauschale“. Siehe dazu 
auch Anlage 1, Preisblatt. In den Kalkulationsblättern für die einzelnen Instrumente 
werden Bürokosten, Kosten für technische Geräte und IT sowie Raumkosten aufge-
führt. 

Frage:  Sollen die Bürokosten, Kosten für technische Geräte und IT sowie Raumkos-
ten in den Kalkulationsblättern für die Instrumente noch mal abgebildet/berechnet 
werden? 
 
Antwort: Ja, die den Einzelaufträgen zugeordneten K osten. Die Kalkulations-
blätter werden mit einer folgenden Bieterinformatio n um ein Blatt für die 
Grundpauschale ergänzt.  
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2. Teil III, IV.  2. Satz 3 
 
„Die Internetseite enthält Informationen über die Inhalte der Förderinstrumente, die 
Verfahren und die Ergebnisse bezogen auf alle Einzelaufträge.“ 

Frage: Wie soll die Darstellung von Ergebnissen sämtlicher Einzelaufträge auf einer 
Internetseite gestaltet werden? 

Antwort: Hierfür gibt es keine näheren Vorgaben. Di e Darstellung der Ergeb-
nisse (z.B. Fallzahlen, Abschluss, Mittel und Erfol g der Förderinstrumente) soll 
zur Transparenz der Förderungen für verschiedene In teressengruppen, wie 
z.B. potentielle Teilnehmende, Unternehmen, Behörde n, Wirtschafts- und Sozi-
alpartner, Bürger und Medien beitragen. 

 
3. Teil III IV. Nr. 3 Satz 2 

 
„Darzustellen sind Eckpunkte, wie zum Beispiel das Vieraugenprinzip, die Trennung 
nach Antrags- und Rechnungsprüfung, interne Ziele für Bearbeitungszeiten und wie 
das Knowhow eines Wirtschaftsprüfers einfließen soll.“ 

Frage: Um welchen Wirtschaftsprüfer handelt es sich, wie soll dieser wirksam wer-
den und mit welchen Aufgaben ist der Wirtschaftsprüfer betraut? 
 
Antwort: Die Entscheidung, ob ein Wirtschaftsprüfer  beauftragt wird, liegt bei 
der Zentraleinrichtung. Eine solchen Beauftragung w ürde freiwillig durch die 
Zentraleinrichtung erfolgen. Deren Ziel wäre, Fehle r bei der Auftragserfüllung 
im Vorfeld von Prüfungen insb. durch die Verwaltung sbehörde, die Prüfbehör-
de oder die Europäische Kommission zu identifiziere n und abzustellen. Darzu-
stellen sind Eckpunkte, wie zum Beispiel das Vierau genprinzip, die Trennung 
nach Antrags- und Rechnungsprüfung, interne Ziele f ür Bearbeitungszeiten 
und ob und wie das Knowhow eines Wirtschaftsprüfers einfließe n soll.  

 
4. Teil III IV. Nr. 6.1. Satz 1 

 
„Die Zentraleinrichtung berät die von ihr betreuten Begünstigten im Vorfeld und im 
weiteren Verlauf der Beantragung von Fördermitteln zu den Voraussetzungen einer 
Förderung (z. B. zu Fragen der Organisationsentwicklung, Gemeinnützigkeit, des 
Qualitätsmanagements) zu förderrechtlichen Fragen im Bereich der ESF-
Instrumente und Finanzierungsmöglichkeiten im Rahmen bestehender ergänzender 
Programme des Landes, des Bundes und der EU.“ 

Frage: Wir bitten um Erläuterung, wie insbesondere zu Fragen der Organisations-
entwicklung, Gemeinnützigkeit und des Qualitätsmanagements beraten werden soll. 

Antwort:  Es wird auf die Antworten zu den Fragen 6  und 10 zu Teil III in Bieter-
information 3 verwiesen.  

 
 
5. Teil III IV. Nr. 6.1. Satz 2 

 
„In diesem Rahmen sind mehrere 100 Träger von Maßnahmen zu beraten.“ 
Frage: Wie kommt die Zahl von mehreren 100 Trägern zustande? Gemäß der beilie-
genden möglichen Einzelaufträge und der benannten Fallzahlen in den Eckwerten 
zu den einzelnen Instrumenten ist ein solch hoher Wert nicht nachvollziehbar und 
sollte erklärt werden. 
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Antwort: Die Angabe basiert auf einer groben Schätz ung im Zusammenhang 
mit der Förderperiode 2007 – 2013 bezogen auf alle ESF- Instrumente, das 
heißt auch auf solche, die nicht in Teil B der Verg abe- und Vertragsunterlagen 
näher beschreiben sind. Die Anzahl der zu beratende n Träger ist bei den ein-
zelnen Förderinstrumenten unterschiedlich. 
 
 

6. Teil III V. Nr. 4.1.4.5. 
 

 „…Die Personalkosten-Durchschnittssätze der Senatsverwaltung für Finanzen kön-
nen nur dann zugrunde gelegt werden, wenn die Stellenbesetzung im Projekt bei An-
tragstellung noch nicht bekannt ist und sofern die Stelle mit einer oder einem Be-
standsbeschäftigten besetzt wird, für die bzw. für den die besitzstandswahrenden 
Regelungen des Überleitungsrechts analog gelten….“ 

 Frage: Die Anfrage bezieht sich auf den kursiv gestellten Teil des Satzes: Warum 
sollen bei Bestandsbeschäftigten, deren Daten für die TVL-Berechnung bekannt sind 
oder die bereits übergeleitet wurden, die Durchschnittswerte der Senatsverwaltung 
für Finanzen angewandt werden? 

   
Antwort: Der Einwand ist berechtigt, die Vorgabe wi rd entsprechend modifi-
ziert: Bei Bestandsbeschäftigten, deren Daten für d ie TVL-Berechnung bekannt 
sind oder die bereits übergeleitet wurden, sind die se Daten bei Antragstellung 
zu verwenden. 

 
 
7. Teil III V. Nr. 4.1.5.1. 

 
„Fördermittel auf der Grundlage des  Zweiten und des Dritten Sozialgesetzbuches  
(SGB II / III) sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.“ 

Frage: Wie sollen die  Mittel des SGB II und SGB III vorrangig eingesetzt werden, 
wenn die möglichen umzusetzenden und der Ausschreibung beiliegenden Instru-
mente keinen signifikanten Zusammenhang erkennen lassen? 

Antwort: Diese Vorgabe gilt nur soweit solche Mitte l vorrangig in Anspruch 
genommen werden können. Für die in Teil B beschrieb enen 14 ESF-
Instrumente sind Leistungen nach SGB II und SGB III  als Transferleistungen 
bzw. Teilnehmereinkommen in einzelnen Instrumenten nach derzeitigem Stand 
lediglich zum Zweck der passiven Kofinanzierung ein zubeziehen. Sollten wäh-
rend der Laufzeit der Rahmenvereinbarung andere Ste llen des Landes Berlin, 
die ESF-Mittel umsetzen, der Zentraleinrichtung Ein zelaufträge erteilen, kann 
sich für diese Förderinstrumente etwas anderes erge ben.  

 

8. Teil III V. Nr. 4.2.1. 

Es besteht in Abstimmung mit der Verwaltung die Möglichkeit, einen Verwendungs-
nachweis durch einen Wirtschaftsprüfer testieren zu lassen statt eine Belegprüfung 
durch die Zentraleinrichtung durchzuführen. 
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Fragen: Wer beauftragt in diesen Fällen den Wirtschaftsprüfer? Wie soll bei einer 
laufenden quartalsweisen Belegprüfung die Prüfung eines Verwendungsnachweises, 
der klassisch ein Gesamtverwendungsnachweis ist, erfolgen? 

Antwort: Ein von der Zentraleinrichtung beauftragte r Wirtschaftsprüfer kann 
einen Verwendungsnachweis testieren, um die Prüfsic herheit der Zentralein-
richtung zu erhöhen. Dieses Testat kann sich nicht nur auf den Gesamtver-
wendungsnachweis beziehen, sondern auch auf einen Q uartalsbericht als 
Teilverwendungsnachweis. 

 

9. Teil III V. Nr. 4 Satz 2 

Hier heißt es: „Bei einer Ko-Finanzierung bezieht sich die Verwendungsnachweisprü-
fung auf die gesamte Zuwendung.“ 

Frage: Wie ist dieser Satz zu verstehen, insbesondere im Hinblick auf die Prüfung 
der gesamten Zuwendung, wenn die Ko-Finanzierung durch die ausgeschriebene 
Zentraleinrichtung gewährt wird?  Würde dies im Einzelfall bedeuten, dass die Zent-
raleinrichtung Fördermanagement z.B. die Leistungsgewährung von Arbeitslosen-
geld II durch ein Jobcenter zu prüfen hat? 

Antwort: Die Kofinanzierung von ESF-Projekten als T eil der Gesamtkostenfi-
nanzierung ist grundsätzlich vollständig darzustell en, zu belegen und zu prü-
fen. Dies bezieht sich u. a. auf die Belege zur Lei stungsgewährung von Ar-
beitslosengeld II durch ein Jobcenter. Die Leistung sgewährung selbst obliegt 
ausschließlich dem Jobcenter und ist von der Zentra leinrichtung inhaltlich 
nicht zu prüfen. 

 

10. Teil III V. Nr. 5.2.3 1. Absatz letzter Satz 

In diesem Abschnitt wird erläutert, dass für die Vorlage von Berichten einschließlich 
Belegen und deren Prüfung die im ESF geltenden Fristen anzuwenden sind. Berich-
te sind somit von den Begünstigten binnen acht Wochen nach Quartalsende bzw. 
nach Ende der Maßnahme einzureichen und abschließend von der Zentraleinrich-
tung zu prüfen. Dazu heißt es: „Eine verzögerte Anforderung oder Einreichung von 
Unterlagen führt nicht zur Fristverlängerung.“ 

Fragen: Ist der zitierte Satz so zu verstehen, dass eine Spät- bzw. Nichteinreichung 
der Unterlagen durch Begünstigte nicht dazu führt, dass die Zentraleinrichtung eine 
Fristverlängerung erhält um ihre Aufgabe der ESF- Berichterstattung mit laufender 
Belegprüfung durchzuführen? Würde dies bedeuten, dass vor dem Hintergrund der 
Normierung der Rahmenvereinbarung die Zentraleinrichtung für Ereignisse sanktio-
niert werden könnte, die sie nicht zu vertreten hat, sondern die durch Dritte verur-
sacht werden? 

Antwort: Eine Fristverlängerung kann nicht gewährt werden. Die Zentralein-
richtung übernimmt in den ihr übertragenen Funktion en einer Bewilligungsbe-
hörde und Zwischengeschalteten Stelle umfassend die  Verantwortung für die 



5 
 

ordnungsgemäße und erfolgreiche Durchführung der ES F-Instrumente bzw. – 
Projekte. Grundsätzlich verantwortet sie damit insb esondere auch die Tätigkeit 
der Begünstigten / Projektträger. Im Übrigen wird a uf die Rahmenvereinbarung 
verwiesen. 
 

11. Teil III V. Nr. 5.2.3 2. Absatz 1. Anstrich 

Im Rahmen der im ESF-Verfahren vorgesehenen Prüfungen der quartalsweisen Ab-
rechnungen sollen die Gesamtkosten geprüft werden, nicht nur die ESF-finanzierten 
Finanzierungsanteile oder das Treugut. 

Frage: Wie sollen bei der Prüfung Zahlungsflüsse von Finanzierungsbestandteilen, 
die nicht ESF-Mittel oder Treugut sind, dargestellt werden? Wie erfolgt die Darstel-
lung insbesondere bei einer nationalen Kofinanzierung? 

Antwort: Sämtliche Zahlungsflüsse mit allen Finanzi erungsbestandteilen sind 
im IT-Begleitsystem EurekaPlus 2.0 auf Gesamtkosten basis darzustellen und 
auf Anforderung des Systems teilweise mit Originalb elegbildern (Scans) zu be-
legen. Dies gilt sowohl für die ESF- als auch für d ie nationalen Kofinanzie-
rungsmittel. 

 

12. Teil III V. Nr. 5.2.5.  

Unter diesem Punkt werden in der Leistungsbeschreibung die Kriterien für eine voll-
ständige Prüfung von Verwendungsnachweisen aufgeführt: 

a) „Wenn die Verwendungsnachweisführung bei einem Projekt im Vorjahr zu Rück-
forderungen (ohne Rückfluss nicht verbrauchter Mittel) von 10% der ausgezahlten  
Zuwendung oder mehr geführt hat, Doppelförderungen festgestellt wurden oder bei  
einer  Prüfung keine geordnete Belegprüfung vorgefunden wurde.“ 

b) „Bei Bewilligungsbescheiden von 250.000 € und mehr.“  

c) „Erstmals geförderte Begünstigte sind stets in die vertiefte Prüfung mit einzube-
ziehen und vollständig zu prüfen.“ 

d) „Unabhängig von den vorangegangenen Spiegelstrichen: In jahres-
durchschnittlich 10% aller ausgezahlten Zuwendungen.“  

Dazu folgende Fragen:  

1. Wird beim Spiegelstrich b) die Bewilligungssumme oder die bewilligten Gesamt-
kosten des Vorhabens >= 250.000 € zu Grunde gelegt? 

2. Wie viele Vorhaben werden durchschnittlich pro Jahr voraussichtlich unter 
diese Bedingung fallen? Wenn keine genauen Zahlen für die Vergangenheit vor-
liegen, bitten wir um eine begründete Schätzung. 
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3. Wie viele Vorhaben schätzen Sie werden durchschnittlich pro Jahr von erstmals 
geförderten Begünstigten durchgeführt werden? Wenn keine genauen Zahlen  
für die Vergangenheit vorliegen, bitten wir um eine begründete Schätzung. 

4. Wie hoch schätzen Sie den Umfang der Vollprüfungen von Ver-
wendungsnachweisen entsprechend dem Punkt 5.2.5. ein?  

a) Sind dies ca. 25 % der Fördervorhaben? 

b) Sind dies ca. 33% der Fördervorhaben?  

c) Sind dies ca. 50% der Fördervorhaben?  

d) Sind dies mehr als 60% der Fördervorhaben? 

 
Antworten: 
 
Zu 1.: Die Bewilligungssumme. 

Zu 2.: Die Anzahl solcher Vorhaben über die gesamte  Förderperiode erschließt 
sich aus den Angaben in Anlage 3 zur Leistungsbesch reibung. 

Zu 3.: Es handelt sich teilweise um neue Instrument e. Die Projekte sollen erst-
malig überwiegend nach Durchführung von Wettbewerbs verfahren / Aus-
schreibungen bewilligt werden. U.a. dies wäre bei e iner Schätzung des  Anteils 
erstmals geförderter Begünstigter zu berücksichtige n. Dem Auftraggeber lie-
gen neben den Angaben in Teil B hierzu keine nähere n Erkenntnisse vor. Der 
Anteil wird auch durch die Tätigkeit der Zentralein richtung beeinflusst. 

Zu 4.: Insbesondere in Konsequenz aus der Antwort z u 3 besteht gegenwärtig 
keine Grundlage für eine solche Schätzung. 

 

13. Teil III V. Nr. 6 Seite 18 letzter Absatz 

Im letzten Absatz auf Seite 18 wird jährlich zum 15.04. eine Übersicht der Begünstig-
ten in elektronischer Form gefordert, die nach Vorgaben des Auftraggebers zu erstel-
len ist.  Es folgt der Hinweis auf die  Zentrale Zuwendungsdatenbank des Landes 
Berlin.  

Frage:  Auf Seite 18, erster Anstrich, werden ebenfalls jährliche Übersichten (im vo-
rigen Anstrich auf Seite 17 beschrieben) als Gesamtlisten für die Veröffentlichung im 
Internet durch die Senatsverwaltung für Finanzen gefordert und auf die Zentrale Zu-
wendungsdatenbank verwiesen. Inwieweit stehen diese beiden Fristen in Zusam-
menhang? 

Antwort: Es handelt sich um zwei unterschiedliche A nforderungen mit annä-
hernd gleichen Fristen, die auf die Berichts- und P rüffristen der Projekte zu-
rückgehen. 
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14. Teil III V. Nr. 6 Seite 19 1. Absatz 

Im ersten Absatz auf Seite 19 werden die Pflichten des Auftragnehmers zu Unter-
richtung, Auskunft und Einsichtnahme gemäß § 666 BGB und darüber hinaus be-
schrieben,  u. a. eine halbjährliche Berichtspflicht. 

Frage: In welcher Form soll der halbjährliche Bericht zum jeweiligen Stand der Maß-
nahmen erfolgen, welche Vorgaben werden diesbezüglich gemacht? 

Antwort: Hierfür gibt es keine allgemeinen Vorgaben . Der halbjährliche Bericht 
soll einen umfassenden Überblick zum Stand der Maßn ahmen basierend auf 
den Berichtsdaten in EurekaPlus 2.0 incl. Informati onen zur Berichtssäumig-
keit liefern. 

 
 
 

Bieterfragen zu A. Teil IV: Rahmenvereinbarung 
 
 

1.Teil IV,  § 1 Absatz 4 Rahmenvereinbarung 

„Sofern Einzelaufträge nicht zeitgleich mit Abschluss der Rahmenvereinbarung ver-
geben werden, werden diese separat erteilt.“ 

Frage: Welche Einzelaufträge werden nach gegenwärtigem Stand zeitgleich mit Ab-
schluss der Rahmenvereinbarung vergeben und welche Einzelaufträge sollen erst 
später und -sofern bekannt- ggf. wann erteilt werden? 

Antwort: In Anlage 3 zur Leistungsbeschreibung „Tab elle Eckwerte“ (jew. Lfd. 
Nr. 2) ist der voraussichtliche Leistungsbeginn der  ESF-Instrumente enthalten. 
Diese Daten können zum jetzigen Zeitpunkt jedoch ke ineswegs verbindlich zu-
gesagt werden. Es wird auf § 3 Abs. 3 der Rahmenver einbarung verwiesen. Ei-
ne gleichzeitige Beauftragung von Einzelaufträgen m it der Rahmenvereinba-
rung kommt in Betracht, wenn dies unter Berücksicht igung des Zeitpunktes 
der Beauftragung der Rahmenvereinbarung, des Leistu ngsbeginns für den 
Einzelauftrag und der Frist aus § 3 Abs. 3 der Rahm envereinbarung möglich 
ist. 

 

2.Teil IV, § 3 Absatz 6 Rahmenvereinbarung 

Im vorletzten Satz heißt es: „Zwischen Einzelauftrag und Leistungsbeginn liegt ein 
Zeitraum von in der Regel mind. drei Wochen.“  

Die in der Regel angenommene Vorbereitungszeit von drei Wochen zur Umsetzung 
eines Einzelauftrags ist u. E. knapp bemessen, da eine Vielzahl verschiedener und 
komplexer Aufgabenstellungen zu erledigen ist. 

Frage:  Die Vorbereitungen für einen Einzelauftrag können u. a. ein Interessenbe-
kundungsverfahren, die Gestaltung von Standardeinheitskosten, weitere Verwal-
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tungsverfahren sowie die erforderlichen Abstimmungen zur operativen Umsetzung 
mit den verantwortlichen Stellen umfassen. Gibt es ein generelles, übertragbares 
Verfahren mit den Einzelauftraggebern – oder welche andere Vereinbarungen gibt 
es ggf. bereits, um eine solche Frist gewährleisten zu können? 

Antwort: Nein. Hinweis: Der 3-Wochen-Zeitraum dient  der Vorbereitung für die 
Leistungserbringung. Die Durchführung von Interesse nbekundungsverfah-
rens, die Gestaltung von Standardeinheitskosten, we itere Verwaltungsverfah-
ren sowie die erforderlichen Abstimmungen zur opera tiven Umsetzung mit den 
verantwortlichen Stellen sind bereits Teil der Leis tung. Sie erfolgen nach Leis-
tungsbeginn. 

 

3.Teil IV, § 7 Absatz 2 Rahmenvereinbarung 

Die Beleihung ist Voraussetzung für die Durchführung. Ein Anspruch auf Beleihung 
besteht nicht. Kommt diese nicht zustande oder entfallen die Voraussetzungen spä-
ter, kann der Auftraggeber eine Anpassung der Rahmenvereinbarung verlangen   
oder den Vertrag kündigen. 

Fragen: Ist die Formulierung so zu verstehen, dass, sofern keine Beleihung zustande 
kommt bzw. die Voraussetzungen später entfallen, die Zuwendung privatrechtlich 
ausgereicht werden kann bzw. soll? 

Welche nicht formalrechtlichen Gründe sollten eine Beleihung aus Sicht des Auftrag-
gebers verhindern? 

Antwort: Die Regelung verzahnt die Rahmenvereinbaru ng mit der für die Leis-
tungserbringung notwendigen Beleihung. Die Rechtsfo lgen einer fehlenden 
Beleihung ergeben sich aus § 7 Abs. 2 der Rahmenver einbarung. 

 

4.Teil IV, § 10 Absatz 3 Rahmenvereinbarung 

Die Begünstigten sind u. a. zu verpflichten, mit den Jobcentern und der Bundesagen-
tur für Arbeit zusammenzuarbeiten. 

Frage: Wie soll eine solche Verpflichtung im Zuwendungsbescheid im Detail ausse-
hen, wenn nicht der direkte Ansprech- und Rechtspartner (Jobcenter, Bundesagen-
tur für Arbeit) eine solche Verpflichtung ihrerseits vorsieht?  

Da sich aus einer solchen Verpflichtung beidseitiger Aufwand ergeben kann, könnte 
diese Verpflichtung eine Vereinbarung zu Lasten Dritter sein. Ist dieser Umstand bei 
der Formulierung des § 10 gewürdigt worden und kann er ausgeschlossen werden? 

Antwort: Es ist nicht vorgesehen, entsprechende Ver pflichtungen in die Zu-
wendungsbescheide aufzunehmen, zumal die beispielha ft genannten Beteilig-
ten mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht befugt sind,  rechtsverbindliche Ver-
pflichtungen dieser Art einzugehen. Vielmehr erfolg t die Kooperation mit Betei-
ligten wie Jobcenter und Bundesagentur für Arbeit i m Rahmen fachpolitischer 
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Gremien wie insb. dem „Berliner Begleitausschuss“ f ür das EFRE- und das 
ESF-OP des Landes Berlin sowie auf der Grundlage fa chpolitischer Vereinba-
rungen wie z. B. dem „Gemeinsamen Rahmen-Arbeitsmar ktprogramm“ des 
Landes Berlin und der Regionaldirektion Berlin-Bran denburg der Bundesagen-
tur für Arbeit. 

 

5.Teil IV, § 12 Absatz 5 Sätze 4 bis 6 Rahmenverein barung 

„Die Zentraleinrichtung teilt dem Auftraggeber vor Einrichtung eines Treugutkontos 
mit, bei welcher Bank das Treugutkonto geführt werden soll. Der Auftraggeber kann 
der Auswahl der Bank widersprechen. Der Auftraggeber kann auch jederzeit verlan-
gen, dass die Treugutkonten bei einer Bank seiner Wahl auf seinen Namen einge-
richtet und mit Kontovollmachten verwaltet werden. 

Fragen: Welche Tatbestände können dazu führen, dass der Auftraggeber eine po-
tentiell andere Entscheidung zur Wahl der Bank trifft, die von der des Auftragneh-
mers  abweicht?  Darüber hinaus bitten wir um Mitteilung darüber, welche Tatbe-
stände dazu führen können, dass Kontovollmachten beim Auftragnehmer beschränkt 
werden. 

Antwort: Die Regelungen dienen der Sicherung des Tr eugutes. Sie sollen z.B.  
Risiken bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten oder ( drohender) Insolvenz der 
Zentraleinrichtung oder der kontoführenden Bank min imieren. Vorgaben zu 
Kontovollmachten können der besseren Überprüfbarkei t und Kontrolle dienen 
oder die hohen Anforderungen an die Zuverlässigkeit  der Bevollmächtigten 
umsetzen. 

 

6.Teil IV, § 13 Absatz 4 Rahmenvereinbarung 

Der § 13 beschreibt die Prüfungsbefugnisse und Aufbewahrungspflichten. In Abs. 4 
sind Aufbewahrungspflichten für sämtliche Belege benannt. 

Frage: Sind mit den bezeichneten Belegen die Belege der Zentraleinrichtung oder 
der Zuwendungsempfänger gemeint? 

Antwort: Es sind die Originalbelege für die Ausgabe n der Zuwendungsemp-
fänger und deren Überprüfung gemeint. 


